
VERFAHREN ZUR DURCHFÜHRUNG DER GEMEINSAMEN HANDELSPOLITIK 

EUROPÄISCHE KOMMISSION 

Bekanntmachung der Einleitung einer Überprüfung wegen des bevorstehenden Außerkrafttretens 
der Antidumpingmaßnahmen gegenüber den Einfuhren von Ethanolaminen mit Ursprung in den 

Vereinigten Staaten von Amerika 

(2012/C 18/12) 

Nach der Bekanntmachung über das bevorstehende Außerkraft­
treten der Antidumpingmaßnahmen gegenüber den Einfuhren 
von Ethanolaminen mit Ursprung in den Vereinigten Staaten 
von Amerika ( 1 ) („betroffenes Land“) erhielt die Europäische 
Kommission („Kommission“) einen Antrag auf Einleitung einer 
Auslaufüberprüfung nach Artikel 11 Absatz 2 der Verordnung 
(EG) Nr. 1225/2009 des Rates vom 30. November 2009 über 
den Schutz gegen gedumpte Einfuhren aus nicht zur Europäi­
schen Gemeinschaft gehörenden Ländern ( 2 ) („Grundverord­
nung“). 

1. Überprüfungsantrag 

Der Antrag wurde am 21. Oktober 2011 von den drei EU- 
Herstellern BASF AG, Ineos Europe AG und Sasol Germany 
GmbH („Antragsteller“) eingereicht, auf die mit mehr als 50 % 
ein erheblicher Teil der EU-Produktion von Ethanolaminen ent­
fällt. 

2. Ware 

Bei der von der Überprüfung betroffenen Ware handelt es sich 
um Ethanolamine mit Ursprung in den Vereinigten Staaten von 
Amerika („betroffene Ware“), die derzeit unter den KN-Codes 
ex 2922 11 00, ex 2922 12 00 und 2922 13 10 eingereiht wer­
den. 

3. Geltende Maßnahmen 

Bei den derzeit geltenden Maßnahmen handelt es sich um einen 
endgültigen Antidumpingzoll, der mit der Verordnung (EG) Nr. 
54/2010 des Rates ( 3 ) eingeführt wurde. 

4. Gründe für die Überprüfung 

Der Antrag wurde damit begründet, dass bei Außerkrafttreten 
der Maßnahmen mit einem Anhalten des Dumpings und einer 
weiteren Schädigung des Wirtschaftszweigs der Union zu rech­
nen sei. 

Die Behauptung, dass das Dumping anhalten werde, stützt sich 
auf einen Vergleich der Inlandspreise im betroffenen Land mit 
den Preisen der betroffenen Ware bei der Ausfuhr in die Euro­
päische Union. Aus diesem Vergleich ergibt sich eine erhebliche 
Dumpingspanne. 

Aus den von den Antragstellern vorgelegten Anscheinsbeweisen 
geht hervor, dass sich die Mengen und Preise der eingeführten 
betroffenen Ware nach wie vor auch negativ auf die vom Wirt­
schaftszweig der Union in Rechnung gestellten Preise auswirken, 
was wiederum die Gesamtergebnisse des Wirtschaftszweigs der 
Union stark beeinträchtigt. 

5. Verfahren 

Die Kommission kam nach Anhörung des Beratenden Aus­
schusses zu dem Schluss, dass die vorliegenden Beweise die 
Einleitung einer Auslaufüberprüfung rechtfertigen; daher leitet 
sie hiermit eine Überprüfung nach Artikel 11 Absatz 2 der 
Grundverordnung ein. 

5.1 Verfahren zur Ermittlung der Wahrscheinlichkeit von 
Dumping und Schädigung 

Bei der Untersuchung wird geprüft, ob damit zu rechnen ist, 
dass das Dumping beim Außerkrafttreten der Maßnahmen an­
hält und der Wirtschaftszweig weiterhin geschädigt wird. 

a) Fragebogen 

Die Kommission wird den Unternehmen des Wirtschafts­
zweigs der Union und den ihr bekannten EU-Herstellerver­
bänden, den ausführenden Herstellern in den Vereinigten 
Staaten, ferner den ihr bekannten Verbänden ausführender
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Hersteller, den ihr bekannten Einführern und Einführerver­
bänden sowie den Behörden des betroffenen Landes Fragebo­
gen zusenden, um die für ihre Untersuchung benötigten 
Informationen einzuholen. 

b) Einholung von Informationen und Anhörungen 

Alle interessierten Parteien werden hiermit gebeten, ihren 
Standpunkt unter Vorlage sachdienlicher Nachweise darzule­
gen und gegebenenfalls auch Informationen vorzulegen, die 
über den Fragebogen hinausgehen. Diese Informationen 
müssen zusammen mit den entsprechenden Nachweisen in­
nerhalb der unter Nummer 6 Ziffer ii gesetzten Frist bei der 
Kommission eingehen. 

Die Kommission kann auch interessierte Parteien hören, so­
fern sie dies beantragen und nachweisen, dass besondere 
Gründe für ihre Anhörung sprechen. Dieser Antrag ist inner­
halb der unter Nummer 6 Ziffer iii gesetzten Frist zu stellen. 

5.2 Verfahren zur Prüfung des Unionsinteresses 

Sollte sich die Wahrscheinlichkeit des Anhaltens von Dumping 
und Schädigung bestätigen, wird nach Artikel 21 der Grundver­
ordnung geprüft, ob die Aufrechterhaltung der Antidumping­
maßnahmen dem Interesse der Union möglicherweise zuwider­
laufen würde. Zu diesem Zweck kann die Kommission den ihr 
bekannten Unternehmen des Wirtschaftszweigs der Union, den 
Einführern und ihren repräsentativen Verbänden, ferner reprä­
sentativen Verwendern und Verbraucherorganisationen Fragebo­
gen zusenden. Diese Parteien (aber auch solche, die der Kom­
mission nicht bekannt sind) können innerhalb der unter Num­
mer 6 Ziffer ii gesetzten Frist mit der Kommission Kontakt 
aufnehmen und ihr entsprechende Informationen vorlegen, so­
fern sie nachweisen können, dass ein objektiver Zusammenhang 
zwischen ihrer Geschäftstätigkeit und der betroffenen Ware be­
steht. Die Parteien, welche die Voraussetzungen des vorstehen­
den Satzes erfüllt haben, können innerhalb der unter Nummer 6 
Ziffer iii gesetzten Frist eine Anhörung beantragen, wobei sie die 
besonderen Gründe darlegen müssen, die für ihre Anhörung 
sprechen. Nach Artikel 21 der Grundverordnung übermittelte 
Informationen werden nur berücksichtigt, wenn sie zum Zeit­
punkt ihrer Übermittlung durch Beweise belegt sind. 

6. Fristen 

i) A n f o r d e r u n g e i n e s F r a g e b o g e n s 

Alle interessierten Parteien, die bei der Untersuchung, die zu 
den jetzt zur Überprüfung anstehenden Maßnahmen führte, 
nicht mitarbeiteten, sollten umgehend, spätestens jedoch 15 
Tage nach Veröffentlichung dieser Bekanntmachung im 
Amtsblatt der Europäischen Union, einen Fragebogen oder An­
tragsformulare anfordern. 

ii) K o n t a k t a u f n a h m e s o w i e Ü b e r m i t t l u n g d e r 
b e a n t w o r t e t e n F r a g e b o g e n u n d s o n s t i g e r 
I n f o r m a t i o n e n 

Sofern nichts anderes bestimmt ist, müssen alle interessier­
ten Parteien innerhalb von 37 Tagen nach Veröffentlichung 
dieser Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union 

mit der Kommission Kontakt aufnehmen, ihren Standpunkt 
darlegen sowie die beantworteten Fragebogen und sonstige 
Informationen übermitteln, wenn diese Angaben bei der 
Untersuchung berücksichtigt werden sollen. Es wird darauf 
hingewiesen, dass die Wahrnehmung der meisten in der 
Grundverordnung verankerten Verfahrensrechte voraussetzt, 
dass sich die betreffende Partei innerhalb der vorgenannten 
Frist meldet. 

iii) A n h ö r u n g e n 

Innerhalb derselben Frist von 37 Tagen können alle interes­
sierten Parteien auch einen Antrag auf Anhörung durch die 
Kommission stellen. 

7. Schriftliche Beiträge, Übermittlung ausgefüllter Fragebo­
gen und Schriftwechsel 

Alle von interessierten Parteien übermittelten schriftlichen Bei­
träge, die vertraulich behandelt werden sollen, darunter auch die 
in dieser Bekanntmachung angeforderten Informationen, die 
ausgefüllten Fragebogen und sonstige Schreiben, müssen den 
Vermerk „Limited“ (zur eingeschränkten Verwendung) ( 1 ) tragen. 

Interessierte Parteien, die Informationen mit dem Vermerk „Li­
mited“ übermitteln, müssen nach Artikel 19 Absatz 2 der 
Grundverordnung eine nichtvertrauliche Zusammenfassung vor­
legen, die den Vermerk „For inspection by interested parties“ 
(zur Einsichtnahme durch interessierte Parteien) trägt. Diese Zu­
sammenfassungen sollten so ausführlich sein, dass sie ein an­
gemessenes Verständnis des wesentlichen Inhalts der vertrauli­
chen Informationen ermöglichen. Legt eine interessierte Partei, 
die vertrauliche Informationen übermittelt, hierzu keine nicht­
vertrauliche Zusammenfassung im vorgeschriebenen Format 
und in der vorgeschriebenen Qualität vor, so können diese ver­
traulichen Informationen unberücksichtigt bleiben. 

Die interessierten Parteien werden gebeten, alle Beiträge und 
Anträge elektronisch (die nichtvertraulichen Beiträge per E-Mail, 
die vertraulichen auf CD-R/DVD) zu übermitteln, und zwar 
unter Angabe ihres Namens, ihrer Anschrift, E-Mail-Adresse, 
Telefon- und Faxnummer. Etwaige Vollmachten und unterzeich­
nete Bescheinigungen, die den beantworteten Fragebogen bei­
gefügt werden, wie auch ihre aktualisierten Fassungen sind der 
nachstehend genannten Stelle indessen auf Papier vorzulegen, 
entweder durch Einsendung per Post oder durch persönliche 
Abgabe. Kann eine interessierte Partei ihre Beiträge und Anträge 
aus den in Artikel 18 Absatz 2 der Grundverordnung genann­
ten Gründen nicht elektronisch übermitteln, so muss sie die 
Kommission hierüber unverzüglich in Kenntnis setzen. Weiter­
führende Informationen zum Schriftwechsel mit der Kommis­
sion können die interessierten Parteien der entsprechenden 
Webseite im Internet-Auftritt der Generaldirektion Handel 
entnehmen: http://ec.europa.eu/trade/tackling-unfair-trade/trade- 
defence/
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Anschrift der Kommission: 

Europäische Kommission 
Generaldirektion Handel 
Direktion H 
Büro N105 04/092 
1049 Bruxelles/Brussel 
BELGIQUE/BELGIË 

Fax +32 22956505 

Kontakt: 

Bei Angelegenheiten, die das Dumping betreffen: 
Mailbox für das Dossier: trade-ethanolamine-dumping@ec. 
europa.eu 

Fax +32 22980450 

Bei Angelegenheiten, die die Schädigung betreffen: 
Mailbox für das Dossier: trade-ethanolamine-injury@ec.europa. 
eu 

Fax +32 22980765 

8. Mangelnde Bereitschaft zur Mitarbeit 

Verweigern interessierte Parteien den Zugang zu den erforderli­
chen Informationen oder übermitteln diese nicht fristgerecht 
oder behindern die Untersuchung erheblich, so können nach 
Artikel 18 der Grundverordnung positive oder negative Feststel­
lungen auf der Grundlage der verfügbaren Informationen getrof­
fen werden. 

Wird festgestellt, dass eine interessierte Partei unwahre oder 
irreführende Informationen vorgelegt hat, so werden diese In­
formationen nicht berücksichtigt; stattdessen können nach 
Artikel 18 der Grundverordnung die verfügbaren Informationen 
zugrunde gelegt werden. Arbeitet eine interessierte Partei nicht 
oder nur eingeschränkt mit und werden deshalb die verfügbaren 
Informationen zugrunde gelegt, so kann dies zu einem Ergebnis 
führen, das für diese Partei ungünstiger ist, als wenn sie mit­
gearbeitet hätte. 

9. Zeitplan für die Untersuchung 

Nach Artikel 11 Absatz 5 der Grundverordnung wird die Unter­
suchung innerhalb von 15 Monaten nach Veröffentlichung die­
ser Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union abge­
schlossen. 

10. Möglichkeit der Beantragung einer Überprüfung nach 
Artikel 11 Absatz 3 der Grundverordnung 

Bei dieser Auslaufüberprüfung handelt es sich um eine Über­
prüfung nach Artikel 11 Absatz 2 der Grundverordnung; des­
halb werden die Untersuchungsergebnisse nicht etwa zu einer 
Änderung der Höhe der geltenden Maßnahmen führen, sondern 
nach Artikel 11 Absatz 6 der Grundverordnung zur Aufhebung 
oder Aufrechterhaltung jener Maßnahmen. 

Ist nach Auffassung einer Verfahrenspartei zu überprüfen, ob 
die Höhe der Maßnahmen nach oben oder nach unten korrigiert 
werden sollte, kann die Partei eine Überprüfung nach Artikel 11 
Absatz 3 der Grundverordnung beantragen. 

Eine Partei, die eine solche, von der in dieser Bekanntmachung 
genannten Auslaufüberprüfung getrennt durchzuführende Über­
prüfung beantragen möchte, kann unter der angegebenen An­
schrift Kontakt mit der Kommission aufnehmen. 

11. Verarbeitung personenbezogener Daten 

Alle im Rahmen der Untersuchung erhobenen personenbezoge­
nen Daten werden nach der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des 
Europäischen Parlaments und des Rates zum Schutz natürlicher 
Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch 
die Organe und Einrichtungen der Gemeinschaft und zum freien 
Datenverkehr ( 1 ) verarbeitet. 

12. Anhörungsbeauftragter 

Gelangt eine interessierte Partei zu der Auffassung, dass sie ihre 
Verteidigungsrechte nicht angemessen wahrnehmen kann, so 
hat sie die Möglichkeit, sich an den Anhörungsbeauftragten 
der Generaldirektion Handel zu wenden. Er fungiert als Schnitt­
stelle zwischen den interessierten Parteien und den Kommis­
sionsdienststellen und bietet, falls erforderlich, die Vermittlung 
in verfahrenstechnischen Fragen an, die den Schutz ihrer Inte­
ressen in diesem Verfahren berühren; dies gilt insbesondere für 
die Akteneinsicht, die Vertraulichkeit, die Verlängerung von Fris­
ten und die Behandlung schriftlicher und/oder mündlicher Stel­
lungnahmen. Weiterführende Informationen und die Kontakt­
daten sind den Webseiten des Anhörungsbeauftragten im 
Internet-Auftritt der Generaldirektion Handel zu entnehmen: 
(http://ec.europa.eu/trade/tackling-unfair-trade/hearing-officer/ 
index_en.htm).
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